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Sehr geehrte Frau Gemeindepräsidentin

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 19. Dezember 2019 habenSie uns die Teilrevision des Zonenplans und der

Bauordnung Hünenberg (BO Hünenberg) im Zusammenhang mit der Speziallandwirtschaftszo-

ne «Buuregarte» zur Vorprüfung eingereicht. Sie beabsichtigen, die Teilrevision des Zonen-

plans und der Bauordnung im ordentlichen Verfahren gemäss $ 39 Planungs- und Baugesetz

vom 26. November 1998 (PBG; BGS 721.11) an der Gemeindeversammlung beschliessen zu

lassen.

Das Dossier umfasst folgende Dokumente:

-  Teiländerungen Zonenplan «Speziallandwirtschaftszone Buuregarte» Mst. 1: 5'000 vom

29. November 2019 (verbindlicher Bestandteil);

-  Teiländerung Bauordnung «Speziallandwirtschaftszone Buuregarte» vom 29. November

2019 (verbindlicher Bestandteil);

-  Bereichsplan «Speziallandwirtschaftszone Buuregarte», Anhang 5 Teilrevision Bauordnung,

Mst. 1:2'000 vom 29. November 2019 (verbindlicher Bestandteil);

-  Planungsbericht nach Art. 47 RPV zur Teiländerung Zonenplan «Speziallandwirtschafts-

zone Buuregarte» vom 29. November 2019 (orientierender Bestandteil);

- Umgebungsgestaltungsplan Mst. 1:1'500 vom 6. November 2019 (wegleitender Bestand-

teil);

- Umgebungsgestaltungsplan, Erlauterungen, vom 6. November 2019;

- Protokollauszug der Gemeinderatssitzung vom 17. Dezember 2019.

Gestützt auf die Mitberichte der kantonalen Fachstellen lautet unser Vorprüfungsbericht wie

folgt:

Aabachstrasse 5, 6300 Zug

T 041 728 53 00

www.zg.ch/baudirektion
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1. Ausgangslage

Die Familie Boog betreibt in der Gemeinde Hünenbergin der vierten Generation einen Land-

wirtschaftsbetrieb. Dieser hat sich seit 1987 von einem reinen Milchwirtschaftsbetrieb in den

spezialisierten Gemüse- und Beerenbetrieb «Buuregarte» entwickelt. Der Betrieb produziert

Früchte und Gemüse von hoher Qualität und hat eine überregionale Bedeutung aufgrund der

vorliegenden Abnahmeverträge mit bspw. Migros Zentralschweiz oder Engrosmarkt Zürich

(siehe Anhang A.1 Betriebskonzept des Planungsberichts). Zudem betreibt er lokale und regio-

nale Direktvermarktung. Der Familienbetrieb stellt damit für den Kanton Zug einen lokalen Nah-

rungsmittelproduzenten dar, der zudem von überregionaler Bedeutungist.

Der Gemüse- und Beerenbetrieb entspricht in seiner Produktionsart der schweizweit gängigen

Landwirtschaftsproduktion. Wie dem Planungsbericht entnommenwerdenkann, investiert die

Familie Boog seit mehreren Jahren marktbedingt in den geschützten Anbau mit Substratkultu-

ren. Heute findet die Gemüse- und Früchteproduktion auf dem Landwirtschaftsbetrieb «Buure-

garte» mehrheitlich in Folientunnel statt und ist damit bodenunabhängig. Damit der Landwirt-

schaftsbetrieb der Familie Boog auch in Zukunft marktfähig bleiben und die hohe Qualität wei-

terhin gewährleisten kann,ist die geschützte Produktion in Folientunnel zwingend notwendig.

Gleichzeitig ist ein gewisser Spielraum erforderlich, der eine laufende Entwicklung und Anpas-

sung der Produktion ermöglicht. Die Existenz des Landwirtschaftsbetriebs in diesem Markt-

segmentist in der Landwirtschaftszone nicht möglich. Daherist der Weiterbestand desBetriebs

auf die Schaffung einer entsprechendenSpeziallandwirtschaftszone zwingend angewiesen.

Die Produktion, die über die innere Aufstockung hinausgeht, ist in der Landwirtschaftszone

nicht zonenkonform (Art. 37 Raumplanungsverordnung vom 28. Juni 2000; RPV; SR 700.1). Mit

der vorliegenden Teilrevision des Zonenplans und der BO Hünenberg soll nun auf der Fläche

von rund 11.5 ha eine Speziallandwirtschaftszonefür die bodenunabhängige Gemüse- und

Früchteproduktion geschaffen werden (Art. 16a Abs. 3 Bundesgesetzes über die Raumplanung

(RPG); SR 700). Damit wird für den Landwirtschaftsbetrieb die notwendige Zonenkonformität

hergestellt und damit dessen Fortbestehen gesichert.

Die geplante Speziallandwirtschaftszone befindet sich auf den Grundstücken Nrn. 2 und 4 im

Gebiet Drälikon der Gemeinde Hünenberg. Diese dient der überwiegend bodenunabhängigen

Gemüse- und Beerenproduktion. Die Speziallandwirtschaftszone unterteilt sich gemäss Be-

reichsplan in die Teilräume: Hof (1.3 ha), Gewächshaus(5.2 ha) und Tunnel(5.0 ha).
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2.  Vorprúfung

2.1. Standortwahl, FFF und Perimeter

Die Anforderungenan Gebiete für die bodenunabhängige Landwirtschaft legt der kantonale

Richtplan fest. Der Bundesrat genehmigte den entsprechendenText L 1.2.1 (BGS 711.31).

GemässRichtplan können die Gemeinden Speziallandwirtschaftszonenin der Stadt-, der Zwi-

schen- oder der Kulturlandschaft ausscheiden. Dabei mussein konkretes Projekt vorliegen. Mit

der bereits realisierten bodenunabhängigen, gedeckten Produktion in Folientunnel liegt ein

konkretes Projekt schon heute vor. Gemäss Kapitel 4.3 des Planungsberichts wurde die Gysi +

Berglas AG aus Baar beigezogen, um ein erstes Richtprojekt des Glashauses zu entwerfen und

die generelle Machbarkeit der Gewächshäuserzu prüfen. Da ein solches Projekt eine langfris-

tige Absicht darstellt, wird im Planungsbericht nur ein erstes Referenzprojekt abgebildet.

Weiter führt der Richtplan Kriterien auf, die im Rahmender Interessenabwägung abzuhandeln

sind. Konkret zeigen die Gemeindenauf, wie die Speziallandwirtschaftszone mit den verschie-

denenInteressen, wie bestehende Erschliessung, Immissionen auf Wohngebiete, Schutz des

Landschafts- und Ortsbilds, Schutz von Kulturgütern und Denkmälern sowie FFF, abgestimmt

sind. In diesem Zusammenhangist auf die Vollzugshilfe des Bundes zur Ausscheidung von

Speziallandwirtschaftszonen hinzuweisen, mit der ein Leitgerüst für die Interessenabwägung

vorgegebenwird. Diese umfasst demnachfolgende Punkte:

- Bezeichnung von Ausschlussgebieten;

- Standortauswahl und Standortbeurteilung;

- Massgebliche Standorteigenschaften.

Im Planungsbericht wird diesbezüglich u. a. auf die kantonale Positivplanung verwiesen. Diese

zeigt die Ausschlusskriterien und die daraus resultierenden Potentialgebiete für die Ausschei-

dung von Speziallandwirtschaftszonen im Kanton Zug auf. Im Planungsbericht sind neben den

bereits abgehandelten Kriterien aus dem kantonalen Richtplan auch die oben erwähnten Punk-

te aus der Vollzugshilfe des Bundeszu berücksichtigen. Die Speziallandwirtschaft befindet sich

in einem Landschaftsschongebiet, das für die Naherholung genutzt wird. Die Erholung und die

landschaftliche Einordnungstellen demnachzentrale Standorteigenschaftendar, die in der In-

teressenabwägung ebenfalls abzuhandeln sind. Hinsichtlich der Einpassungin die Landschaft

ist im Planungsbericht eine Fokussierung auf mögliche nachgelagerte Bauprojekte (Glashäu-

ser) feststellbar. Der gedeckte Anbauin Folientunnel wird schon heute betrieben undist damit

bereits ablesbar. Die grundsätzliche Einordnung ist somit auch unabhängig von möglichen wei-

teren Bauprojekten (Glashäusern) zu begründen.

Die Speziallandwirtschaftszone «Buuregarte» liegt auf Fruchtfolgeflächen (FFF). Gemäss aktu-

ellster Vollzugshilfe zum Sachplan FFF sind bei Gewächshäuserndie für dauerhafte Bauten

und Anlagen beanspruchten Flächen vom kantonalen Kontingent der FFF abzuziehen. Dies be-

trifft vorliegend den geplanten Bereich Gewächshaus von 5.2 ha. Das kantonale Kontingent
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umfasst heute 3'192 ha FFF. Langfristig sichern muss der Kanton 3’000 ha FFF. Vorhaben, die

mehr als 3 ha FFF benötigen, sind rechtzeitig dem Bundesamtfür Raumentwicklung (ARE) mit-

zuteilen. Das Amt für Raum und Verkehr (ARV) stellte die vorliegende Planung im Juni 2018

dem AREund dem Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) zu. Aufgrund deren Rückmeldung

führte das ARV die bereits erwähnte Positivplanung, eine umfassende Planung für bodenunab-

hängige spezielle Landwirtschaftszonen, durch.

Mit der Speziallandwirtschaftszone «Buuregarte» gehen somit rund 5 ha FFF verloren, die dem

kantonalen Kontingent abgezogen werden. Der Verlust dieser hochwertigen Bödenist aus ag-

ronomischer Sicht zu bedauern. Aus Sicht des nationalen Interesses der Landesversorgung

wird der Verlust der FFF mit einer erhöhten Nahrungsmittelproduktion in der neuen Zone über-

kompensiert. Der landwirtschaftliche Output auf den rund 5 ha Gewächshäusernist deutlich

höher, dies dank kontrollierten Wachstumsbedingungen. Zudem ermöglicht die Produktion im

geschützten Anbau eine Verlängerung der Anbauphase, eine Reduktion des Pflanzenschutz-

mitteleinsatzes und eine höhere Nährstoffeffizienz gegenüber Freilandkulturen.

Die Speziallandwirtschaftszone befindet sich gemässderTeilkarte G 9 des kantonalenRicht-

plans mehrheitlich in der Kulturlandschaft sowie im westlichsten Teil gegen die Reussin der

Naturlandschaft. Die räumliche Gliederung deskantonalen Richtplansstellt keine parzellen-

scharfe Abgrenzungdar. Dies unterstrich der Kantonsrat, als er bewusst im RahmendesBe-

schlusses G 9.1 gegenüber dem Regierungsrat die Raumtypen etwas «relativierte». Er ergänz-

te den Beschluss mit «schematisch dargestellten» Raumtypen. Der Kantonsrat unterstrich mit

dieser Ergänzung, dass im Rahmen von nachfolgenden Planungen diese Raumtypennicht par-

zellenscharf und im Einzelfall zu prüfen sind. Auch durch seine hohe Flughöhedes Richtplans

mit einem Massstab von 1:25'000ist eine auf die Situation angepasste Auslegung der räumli-

chen Gliederung erforderlich.

Vorliegend ist die Landschaft stark anthropogen geprägt: Die Reussfliesst kanalisiert durch ei-

nen Damm und eine SBB Hochspannungsleitung überquert die neue Speziallandwirtschaftszo-

ne. Eine unterirdische Verlegung der Leitung ist aufgrund der Spannungsproblematik bei SBB

Leitungen kein Thema. Um den Hochwasserschutz gewahrleisten und die Vorgaben des Bun-

des erfüllen zu können, muss der Reussdamm nun erhöht und deshalb landseitig verbreitert

werden. Zur Erfüllung der Vorgaben aus dem Gewässerschutzgesetz zum Gewässerraum und

zur Revitalisierung muss der Damm landseitig, im nordwestlichen Bereich der neuenSpeziall-

andwirtschaftszone, um den Wald beim Beugerank geführt werden. Weiter wird die Reussebe-

ne seit Jahrzehnten landwirtschaftlich genutzt, was sich auf die Landschaft ausgewirkt hat. Die

eigentliche Naturlandschaft befindet sich vielmehr im Reussspitz mit der Maschwander Allmend

als Moorlandschaft von nationaler Bedeutung(Nr. 251). Dies wird auch durch das BLN Gebiet

Nr. 1305 «Reusslandschaft» verdeutlicht, welches nördlich der Mühlauerbrücke ausgeschieden

wurde. Es sind aber weitergehende Massnahmenzur Aufwertung der an die Reuss angrenzen-

den Gebiete zu treffen.
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Die mit der Speziallandwirtschaftszone notwendigen ökologischen Aufwertungsmassnahmen

sind im Umgebungsgestaltungsplan festgehalten. Ob der neue Dammfusslandseitige allenfalls

für umgebungsgestalterische Massnahmen,wie bspw. Wildhecken, zur Verfügung steht, hängt

von der konkreten Ausgestaltung des Reussdammprojekts ab. Aktuell wird geprüft, ob der

landseitige Dammfuss im vorliegendenBereich flacher projektiert und so für ökologische Auf-

wertungsmassnahmengenutzt werden könnte. Der Umgebungsgestaltungsplansoll neu ein

Bestandteil der BO Hünenberg bilden (Anhang 6). Diese Ergänzung im Anhangist nicht not-

wendig, da der Hinweis auf den Umgebungsgestaltungsplan und die Bestimmungenzu dessen

Umsetzung mit $ 22 Abs. 3 und 4 der BO Hünenberg ausreichend sind. Zudem ist der Perime-

ter der neuen Speziallandwirtschaftszone nicht deckungsgleich mit dem Umgebungsgestal-

tungplan. Die ökologischen Aufwertungen müssenaberein verbindlicher Teil der neuen Spezi-

alzonesein, denn nurso lässt sich die Speziallandwirtschaftszone am vorgeschlagenen Stand-

ort verantworten. Der Kanton schlägt vor, diese ökologisch relevanten Umgebungsflachenin

der Bauordnung als «Naturraum» zu bezeichnen und im Bereichsplan (Anhang 5) entspre-

chendfestzuhalten.

Vorbehalt: Der Perimeter der Speziallandwirtschaftszoneist so zu fassen, dass sämtliche

Massnahmen (Vernetzung, Umgebungsgestaltung) innerhalb der neuen Zone zu

liegen kommen. Diese darf, abhängig von der Ausgestaltung des neuen Reuss-

dammsim vorliegenden Bereich, maximal bis an den projektierten Dammfuss

bzw. -kamm reichen.Letzteres wird aktuell geprüft. Der geplante Dammverlaufist

beim Tiefbauamt einzuholen.

Vorbehalt: Der Plan im Anhang 5 der BO Hünenberg muss ebenfalls den gesamten Perime-

ter umfassen. Zusätzlich sind neben den Räumen «Hof», «Gewächshaus» und

«Tunnel» neu ein vierter Genehmigungsinhalt einzufügen: «Naturraum».

Vorbehalt: § 22c Abs. 2 der BO Hünenberg ist mit dem «Naturraum» zu ergänzen. Auf den

letzten Satz in Abs. 2 kann verzichtet werden, da ein Plan per se die Grösse und

Lage festlegt.

2.2. Vernetzungskorridor

Die vorgeschlagenen Massnahmenzur ökologischen Aufwertung sind grundsätzlich zu begrüs-

sen. Der kantonale Richtplan (L 6.1.2.) verpflichtet Kanton und die Gemeinden,die Durchgän-

gigkeit der Wildtierkorridore zu erhalten und zu verbessern. Sie ergreifen entsprechende Mass-

nahmen.Die neue Speziallandwirtschaftszone tangiert den überregionalen Wildtierkorridor ent-

lang der Reuss. Durch die Einrichtung dieser Zone verschlechtert sich die Durchgängigkeitfür

Wildtiere gegenübereiner bodenabhängigen Landwirtschaft. Die vorliegende Planung muss

somit einen von Bauten und Anlagenfreizuhaltenden Vernetzungskorridor in geeigneter Quali-

tät ausscheiden. Dieser muss grundeigentümerverbindlich gesichert sein.
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Der hier tangierte überregionale Wildtierkorridor ist eine wichtige Verbindungsachse zwischen

Luzern — Zug — Aargau. Die Zielarten des Korridors sind Reh, Feldhase, Fuchs, Dachs, Baum-

marder, Biber, Eichhörnchen sowie diverse Kleinsäugetiere. Die nutzbare Breite des Korridors

muss den Bedürfnissen dieser Arten entsprechen. Ein Korridor mit angemessenerBreite ge-

währt den Tieren die optische Lenkung und gewährt eine natürliche Konkurrenz- oder Jäger-

Beute-Situationen. Der 320 m lange und 15 m breite Korridor zwischen Folientunneln und Ge-

wächshäusern wird als Bewegungsachsefür Wildtiere diesen Ansprüchennicht gerecht.

Der Grundlagenbericht für die Richtlinie «Planung und Bau von Wildtierpassagen an den Ver-

kehrswegen»'! ist Richtschnur für die Ausscheidungeines Wildtierkorridors. Sinngemässist vor-

liegend ein möglichst störungsfreier Streifen von mindestens 50 m mit entsprechenden Leit-

strukturen und Strukturelementen wie Ast- und Steinhaufen notwendig. Diese Leit- und De-

ckungsstrukturen sind umso wichtiger, da sich die für die Wildtiere nutzbare Breite des Korri-

dors durch die geplante Speziallandwirtschaftszone massgeblich reduziert (siehe Beilage 1).

Der Korridor ist auf einer Breite von 50 m ab dem projektiertem Dammfuss(siehe Beilage 2) -

allenfalls Dammkamm - auszuscheiden. Davonsind die ersten 30 m extensiv zu bewirtschaften

und mit Leit- und Deckungsstrukturen zu versehen. Die restlichen 20 m stehen für ungedeckte

Freilandkulturen zur Verfügung. Im gesamten Korridor dürfen keine Bauten und Anlagenerstellt

werden. Auf die Wildtiervernetzung in der Mitte des Grundstücks kann verzichtet werden. Die

Umsetzung dieser Anforderung ist umgehend an die Hand zu nehmen, spätestens jedoch mit

dem ersten Baugesuch.§ 22c Abs. 4 der BO Hünenberg ist entsprechend anzupassen.

Mit geeignetenLeitstrukturen schafft dieser Vorbehalt ein für Wildtiere funktionaler Vernet-

zungskorridor, der die ökonomischenInteressen der Landwirtschaft berücksichtigt, der Natur-

landschaft im Richtplan Rechnung trägt sowie den nötigen Schutz für die Wildtiere vor Erho-

lungssuchenden auf dem Dammwegbietet. Die vorgeschlageneBreite ist dabei auf das not-

wendige Minimum ausgelegt.

Der Vernetzungskorridor darf weder beleuchtet noch umzäunt werden. Zudem darf er nicht

durch akustische Abwehrmassnahmenbeeinträchtig werden. Die Lichtemission der Tunnel-

und Treibhausbereiche ist auf das zwingend Nötige zu reduzieren.

Vorbehalt: Zur Sicherstellung der Vernetzung ist ein 50 m breiten Korridor parallel des pro-

jektierten Reussdamms — gemessenab landseitigem Dammfuss oder -kamm —

auszuscheiden. Dieser ist auf einer Breite von 30 m extensiv zu bewirtschaften

sowie mit Leitstrukturen zu versetzen. Daran anschliessendsind die Flächen auf

einem Streifen von 20 m für bodenabhängige, ungedeckte Freilandkulturen anzu-

ordnen. Die Ausscheidung der Zone, der Plan im Anhang 5 der BO Hünenberg

und der Umgebungsgestaltungsplan sind entsprechend anzupassen.

 

! vgl. Eidgenössisches Department für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) 2001: Grundlagenbe-

richt für die Richtlinie «Planung und Bau von Wildtierpassagen an Verkehrswegen». Bern: S. 6.



Seite 7/12

Vorbehalt: § 22c Abs. 4 der BO Hünenbergist anzupassen. Esist nur der erste Satz stehen

zu lassen, die restlichen Bestimmungen zum Vernetzungskorridor sind zu strei-

chen. Im Sinne einer Vereinfachung können8 22c Abs. 3 und 4 der BO Hünen-

berg zusammengefasst werden.

Vorbehalt: Spätestens mit der ersten Baueingabe muss ein Beleuchtungskonzept vorgelegt

werden, dass auf sämtliche Lichtemissionen eingeht. In der BO Hünenbergist ei-

ne entsprechende Bestimmung aufzunehmen. Zudem ist sicherzustellen, dass

keine akustischen Abwehrmassnahmeneingesetzt werden.

2.3. Einpassung in die Landschaft

Die Natur- und Landschaftsschutzkommission (NLK) weist darauf hin, dass das Gebiet im

Landschaftsschongebietliegt. Eine sorgfältige Einpassungist erforderlich. Die massive Aus-

dehnungderFolientunnelfand erst in den letzten Jahren statt. Die Speziallandwirtschaftszone

ist so zu gestalten, dass eine gestufte Abfolge vom intensiven Betrieb (Hof) in die Landschaft

und im Speziellen gegen die Reuss (Naturlandschaft) hinaus erfolgt. Die unter Kapitel 2.2 ge-

forderte Ausdehnung des Vernetzungskorridors auf eine Breite von 50 m entspricht dieser Ab-

stufung und wird begrüsst.

Da die geplanten Gewächshäusermit einer Höhe von 7 m fast doppelt so hoch wie die Folien-

tunnelsind, treten diese viel stärker in Erscheinung. Zudem sind die Gewächshäuserfest mit

dem Boden verbundene und könnennicht mehr verschoben werden. Eine Abstufung ist somit

auch in den intensiv genutzten Landwirtschaftsflächen mit Folientunnel und Gewächshäusern

für die landschaftliche Einpassungwichtig. Dies setzt voraus, dass die gedeckten Anbauflä-

chen bezüglich ihrer Ausdehnung aufeinander abzustimmen sind. Eine sukzessive Abfolge von

Naturraum (extensiv, Vernetzung) bis zu Intensivlandwirtschaft (bebaut mit Glashaus) kann mit

dem grossflächigen Gewächshausbereich, der gemäss Bereichsplan ungefähr 5 ha umfasst,

nicht umgesetzt werden. Der Gewächshausbereich muss demzufolge reduziert werden. Dieser

ist mindestens um die Fläche des verbreiterten Vernetzungskorridors, bei Beibehaltung des Fo-

lientunnelbereichs, zu verkleinern. Die Ausdehnung des Korridors entlang der Reuss soll also

zu Lasten des Gewächshausbereichs geschehen.

Hohe Bäumerund um dasArealsind für die landschaftliche Einpassung entscheidend.Bei

Neupflanzungenstellt sich der Sichtschutz erst nach mehreren Jahrenein. Daherist die ge-

plante Umgebungsgestaltung so rasch wie möglich, das heisst ab der ersten Phase, umzuset-

zen, wie dies mit dem neuen § 22c Abs. 4 der BO Hünenberg gefordert wird. Innerhalb der

Speziallandwirtschaftszone sind im Hofbereich sowie südlich davon (Gewächshaus- und Tun-

nelbereich) Baumbestände vorhanden. Im Umgebungsplan werden keine Angabendazu ge-

macht, ob diese bestehenbleiben oder durch die Realisierung der Gewächshäusereliminiert

werden.
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Der Umgebungsplanist entsprechend zu ergänzen. Um die Anlage besser abschirmen zu kön-

nen, sind zwingend zusätzliche Bäumein diesem Bereich notwendig. Vor allem aus der Fern-

sicht von obenbringen die geplanten Hecken zu wenig. Insbesondere wenndie Glashäuser mit

einer Höhe von 7 m fast doppelt so hoch sind wie die heutigen Folientunnel.

Vorbehalt: Der Bereich für die Gewächshäuserist mindestens um die Fläche des verbreiter-

ten Vernetzungskorridors zu verkleinern.

Vorbehalt: Im Umgebungsbereichist aufzuzeigen, wie mit dem vorhandenen Baumbestand

innerhalb der Speziallandwirtschaftszone umgegangenwird. Bei den bestehen-

den und geplanten Heckensind zusätzliche Bäumein der ersten Phase zu pflan-

zen, damit sie ihre Funktion als Sichtschutz erfüllen können, wennder weitere

Ausbauerfolgt. Dies ist in der Bauordnung verbindlich festzuhalten.

2.4. Hochwasserschutz, Reussdammsanierung

Die geplante Zone grenzt beim Beugerank direkt an den Reussdamm,der sanierungsbedürftig

ist. GemässRichtplanist die Reuss im Abschnitt Reusshalde bis Zollhaus zu renaturieren (L

8.1.3). Der Kanton erarbeitete ein Hochwasserschutzprojekt und unterbreitete dieses dem

Bund und den direkt betroffen Grundeigentümern. Der Damm wird westlich der neuen Zone

leicht erhöht und landeinwärts verbreitert. Weiter nördlich folgt der Damm dem östlichen Wald-

rand im Beugerank.

Heute bietet der Reussdamm wederfür die Landwirtschaft und deren Infrastruktur nochfür die

geplante Zone einen genügenden Hochwasserschutz. Es muss mit einem unkontrollierten

Dammbruch ab einem ca. 30-jährlichen Ereignis gerechnet werden. Der Kantonsorgt für den

angemessenen Hochwasserschutz (Bundesgesetzes über den Wasserbau (WGB); SR

721.100). Die vorliegende Planung ist mit dem Hochwasserprojekt zu koordinieren.

Das Hochwasserschutzprojekt ist zwingend auf ökologischen Massnahmen angewiesen. Die

Aufweitung der Reuss im Beugerankist ein zentrales Elementdieser Forderungen. Dazu

braucht es Flächen, welche mittels Realersatz abgetauscht werden. Zurzeit besteht noch keine

Einigung mit den Grundeigentümern.

Für den Bau des neuen Dammkörpersist eine landseitige Zugänglichkeit erforderlich. Auch der

am Dammfussliegende Auflastfilter braucht Platz. Der Unterhalt des Dammsist auf Arbeitsflä-

chen angewiesen. Ein nicht bebauter Vernetzungskorridor dient auch für die Intervention bei

Extremereignissen und für dammbautechnische Ergänzungen (Entwässerung, Böschungsfuss-

sicherung). Der neue Dammverlauf mit den notwendigen Flächen kollidiert mit der geplanten

neuen Zone. Mit dem nun vorgeschlagenen Vernetzungskorridorlässt sich die Flächenbean-

spruchung befriedigen. Auf eine Gewässerbaulinie kann voraussichtlich verzichtet werden.
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Der neue Dammist auf ein hundertjahriges Ereignis dimensioniert. Also einmal in hundert Jah-

ren ist mit einem Versagen des Dammeszu rechnen. Die neue Zone resp. die Gewachshauser

liegen im Überflutungsgebiet. Die Überflutungshöhebeträgt wenige Dezimeter. Bei einem

Dammbruch auch mehr. Der Hochwasserschutzist in erster Linie durch raumplanerische Mas-

snahmenzu gewährleisten. Zukünftige Bauten und Anlagenin der neuen Spezialzone, welche

die heute vorhandenenzu schützenden Werte erhöhen, dürfen erst nach Realisierung des kan-

tonalen Hochwasserschutzprojektes bewilligt werden. Weiter sind bauliche Massnahmen und

Objektschutzmassnahmenzufordern. Mit dieser Kaskade lässt sich das Vorsorgeprinzip der

Raumplanung umsetzen.

Vorbehalt: Die neue Zone, der Anhang 5 der BO Hünenberg und der Umgebungsgestal-

tungsplan müssen den Flächenbedarf des neuen Dammbauwerks berücksichti-

gen. Mit dem aktuellen Projektstand steht die kantonseigene Reussparzelle (neu-

er Damm und Fläche zwischen neuem Damm und Reuss) für die Umgebungsge-

staltung nicht zur Verfügung und muss ausserhalb der Zone verbleiben. In wie

weit der landseitige Dammfussallenfalls für die Umgebungsgestaltung genutzt

werden könnte, wird aktuell geprüft.

Vorbehalt: Die Gestaltung mit Hecken, Steinhaufen und sonstigen Strukturen muss ausser-

halb eines Mindestabstands von 5 m vom projektierten, landseitigen Dammfuss

erfolgen.

Vorbehalt: Die Bauordnung ist mit einer Bestimmungbetreffend Bewilligungsfähigkeit neuer

Bauten und Anlagenim Sinne des Vorsorgeprinzips und konkreter baulicher Ob-

jektschutzmassnahmenzu ergänzen.

2.5. Trink- und Brauchwasserversorgung

Gemäss Planungsbericht erfolgt die Trink- und Brauchwasserversorgung aus dem bestehenden

Sodbrunnen (Gebäude, Assek. Nr. 148b). Für den Grundwasserbezug besteht keine kantonale

Bewilligung (Gesetz über die Gewässer (GewG); BGS 731.1). Ein Wasseranschluss ans Netz

der WWZ AGist vorhanden.

Gemäss dem Betriebskonzept arbeiten auf dem Betrieb neben den Familienmitgliedern rund 20

ganzjährig Angestellte sowie in der Sommersaison rund 90 Personen. Diese Personen brau-

chen Trinkwasser. Heute dient der Sodbrunnenfür all diese Personen als Trinkwasserquelle.

Der Kantonfordert ab 5 Haushaltungen die Ausscheidung einer Grundwasserschutzzone. Vor-

liegendist dies nicht möglich, weil der Sodbrunnenim überbauten Hofgebietliegt. Die Trink-

wassernutzung aus dem Sodbrunnenist spätestens mit dem Baubewilligungsverfahren aufzu-

heben. Falls der Sodbrunnenweiterhin als reduzierte Trinkwasserquelle dient und keine

Schutzzone ausgeschiedenwird, ist der Betriebsinhaber bei Abgabe des Trinkwassers zur Ein-

haltung der lebensmittelrechtlichen Vorgabenverpflichtet.
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Die Brauchwassernutzung (Bewässerung, Waschwasser) aus dem Sodbrunnen sowie denall-

fälligen regelmässigen Wasserbezug aus der Reuss bedürfen einer kantonalen Bewilligung.

Diese ist im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens zu beantragen. Der Planungsberichtist

bezüglich der Brauchwassernutzung zu ergänzen.

Vorbehalt: Die Trinkwassernutzung aus dem Sodbrunnen, für die eine Schutzzonenpflicht

besteht, ist spätestens mit dem Baubewilligungsverfahren aufzuheben. Im Pla-

nungsbericht ist aufzuzeigen, wie zukünftig die Trinkwasserversorgungdes Be-

triebs erfolgt.

Vorbehalt: Im Planungsbericht ist aufzuzeigen, wieviel Brauchwasser aus dem Sodbrunnen

zur Versorgung desBetriebs notwendigist. Insbesondere ist auch der erhöhte

Brauchwasserbezugbei anhaltender Trockenheit anzugeben. Falls ein regelmäs-

siger Wasserbezug ausder Reusserforderlich ist, ist dies anzugeben.

2.6. Abwasserentsorgung aus dem Gemüseverarbeitenden Betrieb

Der Planungsbericht verweist auf die Bewilligung aus dem Jahr 1997 für die Einleitung von

Rüstabwasserin den Binnenkanal. Damals hielt das Wasser aus der Gemüsewaschanlage die

Qualitätsziele der Verordnung über Abwassereinleitungenein. Der Binnenkanalist ein gewäs-

serökologisch sensibles Gewässermit einem einzigartigen Fischbestand. Für die Einleitung

des Abwassersin den Binnenkanal(wie bisher) ist sicherzustellen, dass dadurch keine über-

mässige Belastung des Binnenkanals entsteht, andernfalls ist die Einleitung des Abwassersin

die Kanalisation zu prüfen.

Inzwischen verändertensich die betrieblichen Abläufe und die verarbeiteten Gemüsemengen.

Auch sind die Anforderungen gestiegen (Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998;

GSchV; SR 814.201). Das Spektrum an Abwässern aus der Gemüseverarbeitungist heute

gross: Es reicht von praktisch unbelastet bis stark belastet und bis hin zu mit synthetischen

Stoffen belasteten Reinigungsmitteln. Alle diese Abwässersind fachgerecht zu behandeln und

korrekt zu entsorgen. Dieser Punkt ist im Planungsbericht zu ergänzen. Insbesondere hat das

ins Gewässereingeleitete Abwasser den Anforderungen der GSchV zu entsprechen. Esist

aufzuzeigen, ob das Rüstabwasser wiederverwertet werden kann (Abwasserrecycling).

Vorbehalt: Die korrekte Behandlung und fachgerechte Entsorgung des Abwassers aus dem

Gemüsebetrieb sind gemäss «Stand der Technik» zu überprüfen.
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2.7. Zulassige Bauten im Teil «Hof» und «Gewachshaus»

Mit § 22c Abs. 6 der BO Hünenberg wird der Zweck des Hofs festgelegt. Dieser dient demnach

dem Anbau, der Verarbeitung, der Lagerung, dem Verkauf der Produkte sowie der Wohnnut-

zung. Umbauten und Neubauten könnenfür die beschriebenen Nutzungen bewilligt werden.

Eine Konkretisierung der baulichen Möglichkeiten im Hof ist mit der Anpassung der BO Hünen-

berg nicht vorgesehen. Auf das Erwähnen des Wohnensist zu verzichten. Diesist durch die

bundesrechtlichen Bestimmungen der Landwirtschaftszone, die auch für die Speziallandwirt-

schaftszone gelten, vorgegeben. Die baulichen Weiterentwicklungen gelten nicht fürs Wohnen.

Es wird begrüsst, dass im Hof die Umnutzung bestehender Gebäude dem Neubau vorzuziehen

sind und bei Baueingaben aufgezeigt werden muss, wie mit den vorhandenen Nutzungsreser-

ven umgegangenwird, wie dies im Planungsbericht festgehalten wird. Eine verbindliche Be-

stimmungfindetsich in der Teilrevision der BO Hünenbergnicht.

Die allgemeine Zonenkonformität von Bauten und Anlagenfür die genannten Nutzungenregelt

das Bundesrecht(Art. 34 RPV). Demnach darf die Aufbereitung, die Lagerung oderder Verkauf

nicht industriell-gewerblicher Art sein. Bauten für Verarbeitungsarbeiten, deren Charakter indu-

striell-gewerblicher Art ist, erfordern einen Standort in der Bauzone(Art. 34 Abs. 2 Bst. b RPV).

Gemäss 822c Abs. 8 der BO Hünenberg sind im Teil «Gewächshaus» Anlagen zur Aufberei-

tung denkbar. Dies widerspricht dem Konzentrationsprinzip der Raumplanung. Alle betriebs-

notwendigen Anlagenzur Aufbereitung sind ausschliesslich auf den «Hof» zu beschränken.

Die Tabelle 5 im Planungsbericht umfasst die aktuelle und geplante Nutzung der bestehenden

Gebäude auf dem Landwirtschaftsbetrieb. Die Tabelle entspricht nicht dem heute rechtmässi-

gen Zustand. Die aufgezeigten zukünftigen Nutzungensindin ihrer Gesamtheit nicht bewilli-

gungsfähig. Die angegeben Nutzungensind in einem Baubewilligungsverfahren zu prüfen.

§ 22c Abs. 13 der BO Hünenberg regelt den Rückbau der Zone, sofern der Betrieb nicht mehr

betrieben wird. Die beiden letzten Sätze der Bestimmung sind umzuformulieren in: Ausgenom-

men sind Gebäude, welche bewilligt sind und welche für die zonenkonforme Nutzung der

Landwirtschaftszone notwendig sind.

Vorbehalt: Die Bestimmungen gemäss 822c Abs. 6 und 10 der Teilrevision der BO Hünen-

berg sind, so wie sie formuliert sind, nach Art. 34 RPV bundesrechtswidrig und

müssen daher angepasst und konkretisiert werden.

3. Weiteres Vorgehen

Die Teilrevision Ortsplanung Speziallandwirtschaftszone «Buuregarte» kann im ordentlichen

Verfahren gemäss $ 39 PBG durch die Urnenabstimmung beschlossen werden. Sofern die vor-

liegenden Vorbehalte erfüllt werden, kann eine Genehmigung der Teiländerung Ortsplanungs-

revision Speziallandwirtschaftszone «Buuregarte» ohne Auflagen und Änderungenin Aussicht

gestellt werden.
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4. Bedeutung der Vorprüfung

Hinsichtlich der Bedeutung der Vorprüfung ist zu beachten, dass diese nur vorläufiger und

relativ summarischer Natur ist; ihr Charakterist anders als derjenige der Überprüfung im kon-

kreten Einzelfall (vgl. Kölz, Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Zü-

rich. Zürich 1999, N 26 zu $ 20). Die Überprüfung eines konkreten Anwendungsaktes im Be-

schwerdeverfahrenbleibt daher vorbehalten.

Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse
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